
hier nur noch einige ergänzende Bemerkungen erfor­
derlich sind.
Die Voraussetzungen des Widerrufs werden immer 
dann zu verneinen .sein, wenn ein Verurteilter bereits 
mit der Verwirklichung der ihm vom Gericht erteilten 
Auflage begonnen hat. Aber auch in den Fällen, in 
denen ein Jugendlicher der ihm durch Urteil auf erleg­
ten Pflicht, die Schulbildung abzuschließen, nicht nach­
gekommen ist, ergibt sich nicht ohne weiteres die Not­
wendigkeit, die Vollstreckung der Freiheitsstrafe anzu­
ordnen. Das Gericht hat in solchen Fällen gewissenhaft 
zu prüfen, warum die Auflage nicht erfüllt wurde. Nur 
wenn festgestellt wird, daß dem Jugendlichen die er­
forderliche'Hilfe zuteil wurde, er aber von sich aus 
nichts getan hat, um die Erwartungen der Gesellschaft 
zu erfüllen, und damit seine Pflichten gegenüber der 
Gesellschaft gröblich mißachtet, kann das Gericht den 
Vollzug der Freiheitsstrafe anordnen.

Unsere Untersuchungen geben erneut Veranlassung, 
darauf hinzuweisen, daß die den Gerichten übertrage­
nen Aufgaben bei der Verwirklichung der Maßnahmen 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit Jugendlicher noch 
nicht überall als politischer Auftrag begriffen werden, 
der einen wichtigen Beitrag im Rahmen der gesamt­
gesellschaftlichen Aufgabe der weiteren Zurückdrän- 
gung der Jugendkriminalität und der Erziehung der 
Jugend zu allseitig gebildeten sozialistischen Menschen 
darstellt. Auf diese Aufgabenstellung muß sich deshalb 
die Leitungstätigkeit der Direktoren der Bezirks- und 
Kreisgerichte entsprechend den Hinweisen des 25. Ple­
nums des Obersten Gerichts stärker als bisher konzen­
trieren5. .

5 Vgl. die Materialien der 25. Plenartagung des Obersten Ge­
richts vom 18. Dezember 1969 in NJ 1970, Heft 2, insb. S. 42 
bis 46.
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Schadensvorbeugung und Schadenersatz außerhalb von Verträgen

In der bisherigen Diskussion zur rechtlichen Ausge­
staltung der Bestimmungen zum Schutze des Lebens, 
der Gesundheit und des Vermögens vor Schadenszi^ 
fügung im künftigen Zivilgesetzbuch standen vorwie­
gend Probleme der Verantwortlichkeit und des Ver­
schuldens der an Schadensfällen Beteiligten im Mittel­
punkt1. Das ist kein Zufall, werden doch in diesem 
Zusammenhang Fragen des neuen Verhältnisses zwi­
schen den Bürgern und der sozialistischen Gesellschaft 
berührt, das sich u. a. in der Entwicklung der Einheit 
von individueller und Gesamtverantwortung widerspie­
gelt. Nur unter Beachtung dieser Stellung der Men­
schen, die unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer 
marxistisch-leninistischen Partei als Träger der politi­
schen Macht und Beherrscher der Produktionsprozesse 
aktive Mitgestalter der sozialistischen Gesellschaftsver­
hältnisse sind, können der spezifische Inhalt der durch 
das Zivilrecht erfaßten gesellschaftlichen Beziehungen 
der Bürger untereinander und zu den Betrieben und 
Einrichtungen, die allgemein an alle Teilnehmer am 
Zivilrechtsverkehr zu stellenden Verhaltensanforderun­
gen und die Kriterien der Verantwortlichkeit für die 
Verletzung zivilrechtlicher Pflichten bestimmt wer­
den1 2.
Von dieser Position wird auch bei der Konzipierung 
und konkreten rechtlichen Ausgestaltung aller Rege­
lungen des künftigen Zivilgesetzbuchs, die sich mit 
dem Schutz des Lebens, der Gesundheit und des Ver­
mögens vor Schadenszufügung befassen, ausgegangen 
werden müssen.

Zur Spezifik der außervertraglichen Verantwortlichkeit

Im Unterschied zu den Vertragsverhältnissen (z. B. 
zum Kaufrecht, Wohnungsmietrecht und zu den Dienst­
leistungen), die auf die Befriedigung individueller Be­
dürfnisse der Bürger in der Konsumtionssphäre ge­
richtet sind und für die daS kameradschaftliche, auf

1 Vgl. z. B. Kietz/Mühlmann, „Zur Konzeption des Verschul­
dens im Zivilrecht“, NJ 1966 S. 310 ff.; dieselben, „Zur Regelung 
des Verschuldens im künftigen ZGB“, NJ 1966 S. 429 ff.; Klin- 
kert, „Zu einigen Grundfragen der zivilrechtlichen materiellen 
Verantwortlichkeit“, NJ 1968 S. 238 ff.
2 Vgl. dazu auch Ranke, „Sozialistische Gesetzlichkeit, Verant­
wortlichkeit und gesellschaftliche Wirksamkeit des sozialisti­
schen Rechts“, NJ 1970 S. 345 ff.

die Erzielung eines bestimmten Ergebnisses gerichtete 
Zusammenwirken der Partner auf der Grundlage ge­
setzlicher Bestimmungen und regelmäßig auch im Ein­
klang mit den gesellschaftlichen Erfordernissen kenn­
zeichnend ist, fehlen bei Schadensfällen aus außerver­
traglichen Verhältnissen derartige Merkmale. Bei der 
Erfüllung vertraglicher Pflichten ist den Partnern be­
wußt, worin im einzelnen das von ihnen selbst fest­
gelegte und gegenseitig geforderte Verhalten besteht. 
Sorgfältig und mit Überlegung können sie die zur Er­
reichung des Vertragszwecks notwendigen Dispositio­
nen treffen, in den verschiedenen Stadien der Ver­
tragserfüllung ein eventuell zu Schäden führendes 
Fehlverhalten korrigieren und damit die Gefahr einer 
Pflichtverletzung mit ihren materiellen Konsequenzen 
abwenden.
Außerhalb von Verträgen müssen die unmittelbar an 
Schadensfällen Beteiligten — von vorsätzlichen Hand­
lungen abgesehen — ihr Handeln auf der Grundlage der 
an jeden Bürger allgemein zu stellenden Verhaltens­
anforderungen mitunter in kurzer Zeit gemäß den kon­
kreten Umständen der Situation bestimmen. Die Nicht­
beachtung von Verhaltensanforderungen, die der kon­
kreten Sitiftition entsprechen und objektiv erfüllbar 
sind, beruht regelmäßig auf einer leichtfertigen oder 
verantwortungslosen Einstellung des Handelnden zu 
den Pflichten, die sich für ihn aus den konkreten Um­
ständen des Einzelfalls ergeben. Daraus entstandene 
Schäden begründen zwischen Schädiger und Geschä­
digtem ein Schadensverhältnis und sind nur im Nach­
hinein korrigierbar..
Die Folgen der Schäden bestehen — allgemein gese­
hen — darin,- daß der Geschädigte bestimmte materielle 
Nachteile erleidet und in der Wahrnehmung seiner 
Rechte auf Befriedigung konsumtiver Bedürfnisse/ ent­
sprechend dem von ihm für seine gesellschaftliche Ar­
beit bezogenen Anteil aus dem Fonds für die indivi­
duelle Aneignung von Produkten3 — in Höhe des ihm 
zugefügten Schadens — beeinträchtigt ist. Diese Be­
einträchtigungen werden mit Hilfe der Normen des 
ZGB durch Festlegung von Art und Umfang des vom 
Schädiger zu leistenden Eratzes ausgeglichen.

3 Vgl. Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre Anwen­
dung in der DDR, Berlin 1969, S. 254.
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